
Ausgehend von einem medientheoretischen Konzept, das zu erklären
sucht, welche Rolle die Massenmedien im Rahmen der Ethnisierung
unserer Gesellschaft, einer »Kulturalisierung« von Politik und der
Entpolitisierung sozialökonomischer Konflikte spielen, analysiert
dieser Beitrag, wie Migrant(inn)en bzw. ihre Nachkommen zu
»Fremden« gemacht werden, welches Bild der »multikulturellen
Gesellschaft« die Medien vermitteln und wie sie über organisierten
Rechtsextremismus, Rassismus und Nationalismus als Erscheinungen
berichten, die das friedliche Zusammenleben von Einheimischen
und Minderheiten in Frage stellen. 

Massenmedien als Motoren und Multiplikatoren
der Ethnisierung sozialer Konflikte
»Ethnisierung« ist ein sozialer Exklusionsmechanismus, der Minder-
heiten schafft, diese (negativ) etikettiert und Privilegien einer domi-
nanten Mehrheit zementiert. Sie bildet eine mögliche Reaktion auf
die fortschreitende Globalisierung, wodurch national(staatlich)e
Entscheidungsspielräume scheinbar beschnitten werden. Je mehr die
Konkurrenz im Zuge der Globalisierung, genauer: der neoliberalen
Modernisierung, ins Zentrum zwischenstaatlicher und -menschlicher
Beziehungen rückt, desto leichter läßt sich die ethnische bzw. Kul-
turdifferenz politisch aufladen.

Wenn ethnische Differenzierung als Voraussetzung der Diskrimi-
nierung und als dominanter Mechanismus einer sozialen Schließung
gegenüber Migrant(inn)en charakterisiert werden kann, treiben die
Massenmedien den Ausgrenzungsprozeß voran, indem sie als Moto-
ren und Multiplikatoren der Ethnisierung wirken. Sondergesetze für
und behördliche Willkürmaßnahmen gegen Migrant(inn)en, die man
»institutionellen Rassismus« nennen kann, kennen deutsche »Nor-
malbürger/innen« hauptsächlich aus den Massenmedien und bestä-
tigen ihre eigenen Klischeevorstellungen. Umgekehrt benutzt der
Staat durch Medien millionenfach verbreitete Ressentiments ge-
genüber »den Ausländern«, um diese strukturell benachteiligen zu
können. Im Rahmen der 1991/92 kampagneartig zugespitzten Asyl-
debatte rechtfertigten Politiker die Änderung des Artikels 16 GG mit
der »Volksmeinung«. Schließlich erhalten Rassismus und Rechts-
extremismus durch die Medien ein öffentliches Forum, was auch
ihre zunehmende Massenwirksamkeit erklärt. 

Massenmedien filtern für die Meinungsbildung wichtige Informa-
tionen und beeinflussen so das Bewußtsein der Menschen, für die
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sich gesellschaftliche Realität zunehmend über die Rezeption von
Medien erschließt. Während beispielsweise die Berichterstattung
über Fluchtursachen und deren Hintergründe mehr als defizitär zu
nennen ist, behandeln die Reportagen aus der Dritten Welt über-
wiegend Kriege und Bürgerkriege, Natur- und Technokatastrophen,
Militärputsche und Palastrevolutionen, wodurch das Vorurteil
genährt wird, »die Afrikaner«, »die Asiaten« usw. seien zwar Nutz-
nießer der westlichen Zivilisation und der modernen Technologien,
zu rationaler Daseinsgestaltung und demokratischer Selbstverwal-
tung aber unfähig.

Jede Identifikation und Negativklassifikation des »Fremden« dient
auch dem Zweck, die (»nationale«) Identität des eigenen Kollektivs
schärfer hervortreten zu lassen. Das für die politische Machtentfal-
tung nach außen unverzichtbare Selbstbewußtsein einer »Volks-«
bzw. »Standortgemeinschaft« kann nur geschaffen oder gefestigt
werden, wenn sich »die anderen« klar und deutlich davon abheben.
Bei dem Versuch einer Reorganisation der »nationalen Identität« im
vereinten Deutschland spielten die Medien eine Schlüsselrolle. So
zeigte Nora Räthzel (1993; 1997), wie die Asyldebatte benutzt
wurde, um ein homogenes deutsches Volk (als Opfer der Überfrem-
dung, Ausbeutung bzw. Ausplünderung durch »die anderen«) zu
konstruieren.

Ausländerkriminalität und Asylbetrug: Angeblich mißbrauchen
Zuwanderer »das deutsche Gastrecht«
Über Ausländer/innen in der Bundesrepublik berichten Massenme-
dien ganz ähnlich wie über das Ausland, nämlich praktisch nur im
Ausnahmefall, der möglichst spektakulär sein und katastrophische
Züge tragen sollte, wodurch Zuwanderer mit Unordnung, Chaos und
Gewalt in Verbindung gebracht werden. Der medial konstruierte und
deformierte »Fremde« ist überflüssig und/oder gefährlich, zu bedau-
ern oder zu fürchten – meistens allerdings beides zugleich (vgl.
Böke 1997: 191). Dies gilt heute vor allem im Hinblick auf Musli-
minnen und Muslime aus der Türkei, die mit Abstand größte Zu-
wanderergruppe Deutschlands (vgl. Pinn 1997).

Im deutschen Migrationsdiskurs dominieren semantische Exklu-
sionsmechanismen. Dabei überwiegen konventionelle Metaphern
aus den Bereichen »Krieg«, »Handel« und »Wasser« (vgl. Jung u. a.
2000: 131). Beispielhaft genannt seien: »Einmarsch«, »Invasion« und
»Ansturm«; »Import«, »Export« und »Schmuggel«; »(Zu-)Strom«,
»Welle« und »Flut«. In dem Begriff »einschleusen« überlappen sich
die zuletzt genannten Bereiche. Migrant(inn)en und Allochthone
werden in deutschen Medien vorwiegend als »Ausländer/innen« be-
zeichnet. In diesem Sprachgebrauch manifestiert sich der dominante
Trend zur Aus- bzw. Abgrenzung von Menschen, die den Einheimi-
schen »fremd« sind. Dadurch, wie Journalist(inn)en über Auslän-
der/innen, Flüchtlinge und Zuwanderer berichten, zementieren sie
eine im Bewußtsein der Bundesbürger ausgebildete Hierarchie, wo-
nach bestimmte Gruppen von Ausländern als »Fremde« betrachtet
werden, andere hingegen willkommene Gäste sind. 

Aus den Zeitungen erfährt man selten Positives über Auslände-
r/innen. Mord und Totschlag, Diebstahl, (Banden-)Raub und (Asyl-)

Medien fungieren dabei
als Bindeglieder zwischen
institutionellem (strukturellem,
staatlichem), intellektuellem
(pseudowissenschaftlichem)
und individuellem bzw.
Alltagsrassismus.

Als Hintergründe sind zu
nennen: die ungerechte
Weltwirtschaftsordnung und
die Ausbeutungspraktiken
industrieller Großkonzerne,
der Ökokolonialismus, die
Waffenexporte »unserer«
Rüstungsindustrie u. a. m.

Besonders stark ausgeprägt
ist dieser Dualismus in der
Lokal- und Boulevard-
presse: Beide bringen das
»Ausländerproblem« oft
mit einer drohenden »Über-
völkerung« sowie einer
Gefährdung der inneren
Sicherheit in Verbindung.

»Folgen weltweiter Migra-
tionsprozesse und das
Entstehen multikultureller
Tendenzen werden in einer
Semantik der Gefahren prä-
sentiert. Die vorhandenen
und zukünftigen sozialen
Veränderungen werden
nicht als entscheid- und
gestaltbar, sondern als
katastrophal und schicksal-
haft dargestellt.« (Georg
Ruhrmann)
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Betrug sind Delikte, über die im Zusammenhang mit ethnischen
Minderheiten häufig berichtet wird. Ein angelsächsisches Bonmot
(»Only bad news are good news«) abwandelnd, kann man konstatie-
ren: Nur böse Ausländer sind gute Ausländer für deutsche Medien!
Georg Ruhrmann (1999: 102) spricht daher von einem »Negativsyn-
drom«, das die Berichterstattung kennzeichne. 

Häufig spielt die Bedrohung deutscher Ressourcen durch ethnische
Minderheiten, vor allem jedoch durch »Wirtschaftsflüchtlinge« und
»Asylbetrüger«, eine Rolle. Teun A. van Dijk gelangt aufgrund dis-
kursanalytischer Untersuchungen in Großbritannien und den Nieder-
landen zu dem Schluß, daß Rassismus durch den Mediendiskurs
induziert bzw. verstärkt wird, wobei er die Presse selbst als Teil des
Problems identifiziert. Der »kriminelle Ausländer«, welcher im Extrem-
fall spätestens seit dem 11. September 2001 als islamischer Fundamen-
talist und Terrorist firmiert, repräsentiert für Rainer Geißler die nur
grellste Facette des medialen Bedrohungsszenarios. Deutsche werden
überwiegend als »Einzeltäter« dargestellt, wohingegen Migrant(inn)en
eher im Kollektiv auftauchen, auch wenn nicht explizit von »auslän-
dischen Banden« die Rede ist (vgl. dazu: Jäger u. a. 1998).

Problematisch ist schon die Nennung der nichtdeutschen Herkunft
von Tatverdächtigen und Straftätern in Berichten über Verbrechen,
weil dadurch der Eindruck vermittelt wird, die Amoralität eines Ge-
setzesbrechers hänge mit dessen Abstammung oder Herkunft zu-
sammen (vgl. Topitsch 1997: 136). Identifizierende Hinweise auf
Nationalität und Hautfarbe sind nur dann zu rechtfertigen, wenn sie
die aktuelle Fahndung erfordert (vgl. Merten 1987: 77). Allerdings
bedarf es keiner Schlagzeile wie »Tod im Gemüseladen: Türke er-
schoß Libanesen« (Weser-Kurier, 22. 5. 1999: 1), um den Rassismus
zu stimulieren. Schon eine scheinbar »objektive« Polizeistatistik zur
Ausländerkriminalität, die weder kommentiert noch richtig interpre-
tiert wird, enthält die Botschaft, Menschen anderer Hautfarbe/
Herkunft seien aufgrund ihrer biologischen und/oder kulturellen
Disposition für Straftaten anfälliger. Tatsächlich sind Auslände-
r/innen nicht krimineller als Deutsche, und es gibt kaum ein rechtes
»Argument«, das durch kritische Reflexion und fundierte Analysen
überzeugender zu widerlegen wäre (vgl. Geißler 1995).

Die fatalen Folgen der Asyldiskussion für das Flüchtlingsbild
und die politische Kultur
Heribert Prantl, Ressortleiter Innenpolitik der Süddeutschen Zeitung,
hat die Folgen der sich über Jahre hinziehenden Asyldiskussion für
die politische und Medienkultur des Landes herausgearbeitet.
Flüchtlinge wurden zu »Betrügern«, »Sozialschmarotzern« und
»Störenfrieden« gestempelt, die durch ihr Hiersein oder ihr Verhalten
den Wohlstand und das friedliche Zusammenleben in der Bundes-
republik gefährden. Dabei gab es reihenweise »Dramatisierungen,
Skandalisierungen, Exotisierungen, Sensationierungen, Verzerrungen
und Falschmeldungen«, die Bernd Scheffer (1997: 33) als »Manipu-
lationen« kennzeichnet. Aber auch in solchen Massenmedien, die
auf eine gezielte Beeinflussung und absichtliche Desinformation ih-
rer Nutzer/innen verzichteten, dominierten fast durchgängig nega-
tive Assoziationsketten bzw. pejorative Konnotationen.

»Die Strategien, Strukturen
und Verfahren der Nach-
richtenbeschaffung, die
Themenauswahl, der Blick-
winkel, die Wiedergabe von
Meinungen, Stil und Rheto-
rik richten sich alle darauf,
›uns‹ positiv und ›sie‹ nega-
tiv darzustellen. Minderhei-
ten haben zudem einen
relativ schwierigen Zugang
zur Presse; sie werden als
weniger glaubwürdig ange-
sehen; ihre Sache gilt nur
dann als berichtenswert,
wenn sie Probleme verur-
sachen, in Kriminalität oder
Gewalt verstrickt sind oder
wenn sie als Bedrohung der
weißen Vorherrschaft dar-
gestellt werden können.«
(Teun A. van Dijk 1993:
125 f.)

»Es knüpft an bestehende
Vorurteile gegenüber ethni-
schen Minderheiten an,
verstärkt diese gleichzeitig
und bereitet damit sozial-
psychologisch den Boden
für Aktionen gegen ethni-
sche Minderheiten – im
harmloseren Fall für politi-
sche Beschränkungen, im
schlimmeren Fall für Frem-
denhaß und brutale Gewalt-
ausbrüche gegen ethnische
Minderheiten.« (Rainer
Geißler, 1999: 35)

»Wie kaum eine andere
Auseinandersetzung in der
Geschichte der Bundesre-
publik hat der sogenannte
Asylstreit das Klima in
Deutschland verändert –
und zwar so sehr, daß es
notwendig wurde, in De-
monstrationen und Lichter-
ketten die Fundamentalnorm
des Gemeinwesens zu ver-
teidigen: ›Die Würde des
Menschen ist unantastbar‹.
Das war etwa so, als müßte
die Mathematik das Einmal-
eins verteidigen.« (Heribert
Prantl, 1994: 53 f.)
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Ohne den »Volkszorn« gegen Asylsuchende schürende Berichte wären
rassistische Übergriffe wie in Hoyerswerda (September 1991) und in
Rostock-Lichtenhagen (August 1992) kaum vor laufenden Fernsehka-
meras mit Applaus bedacht worden. Im deutschen Mediendiskurs do-
minierten aber seit 1989/90 Kollektivsymbole wie »brechende Dämme«
und das »volle Boot«, die (neo)rassistischen Positionen entsprechen.
»Asylantenfluten« ergossen sich über Deutschland, das als »Wohlstands-
insel« galt. Nicht nur durch ständige Benutzung der Flutmetaphorik,
sondern auch mittels »Killwörtern« (Jürgen Link) wie »Scheinasylan-
ten« oder »Wirtschaftsflüchtlinge« wurde die Stimmung angeheizt.

Im sog. Bremer Kurdenskandal wurden zu Beginn des Jahres 2000
ca. 500 angeblich aus der Türkei stammende Asylbewerber von der
Polizei und der Lokalpresse bezichtigt, sich in betrügerischer Ab-
sicht als staatenlose Libanesen ausgegeben sowie Aufenthaltsrechte
und Sozialleistungen erschlichen zu haben. Statt sich auch mit dem
geschichtlichen Hintergrund und den besonderen Umständen der
Migration bzw. Flucht von Kurden (vgl. Akbayir/Morres 2000) zu
beschäftigen, übernahmen alle Printmedien die Anschuldigungen
des Innensenators. Mißbrauchsvorwürfe, die sich aus rassistischen
Klischees speisen, geben diesen neue Nahrung, so daß man durch-
aus von einem Teufelskreis sprechen kann, den zu durchbrechen
selbst linksliberalen Journalist(inn)en nicht gerade leicht fällt.

Die multikulturelle Gesellschaft im Zerrbild der Massenmedien
Medien liefern nicht nur (Zerr-)Bilder von Migrant(inn)en und eth-
nischen Minderheiten, die das Denken und Handeln der Einheimi-
schen beeinflussen, sondern prägen auch deren Haltung im Hinblick
auf die Modelle des Zusammenlebens zwischen Menschen unter-
schiedlicher Herkunft, Kultur und Religion, indem sie Möglichkei-
ten und Grenzen der Integration ausloten und öffentliche Debatten
darüber führen. Besonders das in der Bundesrepublik seit den 80er
Jahren diskutierte Konzept einer »multikulturellen Gesellschaft«
wurde von Journalist(inn)en kommentiert, (fehl)interpretiert und
wiederholt überzogen, aber nicht überzeugend kritisiert.

In seiner Titelgeschichte »Deutsche und Ausländer: Gefährlich
fremd« vom 14. April 1997 erklärte der SPIEGEL die multikultu-
relle Gesellschaft für gescheitert. Auf dem Titelbild des Magazins
schwenkte eine Frau mit dunklem Teint und geschwollener Hals-
schlagader eine rote (türkische) Fahne. Daneben saßen Mädchen mit
Kopftüchern auf endlos lang wirkenden Bankreihen einer Koran-
schule. Unter der wehenden Fahne trieb eine männliche, mit Mes-
sern und Tschakos bewaffnete Jugendgang ihr Unwesen. 

Wenngleich viele Zeitungen und Zeitschriften, die das Thema auf-
griffen, differenzierter urteilten (vgl. Sarigöz 1999), bestimmte der
SPIEGEL als Leitmedium zunächst das Klima. Man verabschiedete
sich von einem sozialliberalen Konzept der Migrations-, Integra-
tions- und Minderheitenpolitik, dem das konservative Dogma der
Nachkriegszeit gegenüberstand, die Bundesrepublik sei kein Ein-
wanderungsland und dürfe es auch nicht werden. Sogar seriöse Pres-
seorgane polemisierten gegen das Konzept der »multikulturellen
Gesellschaft«, mit dem (Ausländer-)Kriminalität, Bandenkriege und
Chaos in Verbindung gebracht wurden. 

»Durch die unreflektierte
Verwendung dieser Schlüs-
selbegriffe haben die Me-
dien mit dazu beigetragen,
bei bestimmten Gruppen
Handlungsbereitschaften
zur Gewalt zu erzeugen
bzw. Gewaltanwendung als
notwendig und legitim
erscheinen zu lassen.«
(Brosius/Esser 1995: 215)

Mark Terkessidis (2000:
202) bemerkt zu dieser
Fotomontage: »In einem
Akt perfider journalistischer
Zuspitzung faßte der
SPIEGEL das hegemoniale
Angstphantasma über ›Aus-
länder‹ zusammen: Fanatis-
mus, Fundamentalismus,
Kriminalität, Gewalt.«

Wie Alexander Häusler
(2002: 67) nachweist, »kann
sich die Publizistik der
extremen Rechten in ihrer
Propaganda gegen Zuwan-
derung und multikulturelle
Gesellschaft auf im öffent-
lichen Diskurs vertretene
rechtspopulistische bzw.
nationalistische Positionen
stützen und sich durch in
der Bevölkerung vorherr-
schende Stimmungen
bestätigt sehen.«
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Dazu paßte die im Sommer 1998 vom damaligen Berliner Innen-
senator Jörg Schönbohm (CDU) als Gegenmodell zum Multikultu-
ralismus erhobene, gut zwei Jahre später von seinem Parteifreund
Friedrich Merz (CDU) aufgegriffene Forderung, Zuwanderer müß-
ten sich der »deutschen Leitkultur« unterwerfen, worüber in den
Medien eine längere Kontroverse entbrannte, bei welcher es um die
»nationale Identität« und die Salonfähigkeit eines neokonservativen
Kulturrassismus ging. In diesem Zusammenhang fungierten Vertre-
ter demokratischer Parteien wiederholt als Stichwortgeber rechts-
extremer Publikationsorgane, die sich gern auf Stellungnahmen und
Positionen bürgerlicher Kreise berufen, um ihre Reputation zu er-
höhen.

Die multikulturelle Realität der Einwanderungsgesellschaft erfährt
in den Medien eine oft genug bewußt betriebene Umdeutung zur
Bedrohung oder unzumutbaren Belastung für die autochthone Be-
völkerung, was in der Diskussion über die »deutsche Leitkultur«
deutlich zum Ausdruck kam. 

Globalisierung, Arbeitsmigration und Green Card:
»nützliche« und »unnütze« Ausländer
Migration ist so alt wie die Menschheit, nimmt im Zeichen der öko-
nomischen Globalisierung jedoch neue Züge an (vgl. Galtung 2000;
Nuscheler 2000). Gesellschaften werden labiler und ihre Mitglieder
der Tendenz nach immer mobiler. Aufgrund der sich durch die mo-
dernen Kommunikations-, Informations- und Transporttechnologien
verbessernden Gelegenheiten überwinden Menschen heute leichter
riesige Entfernungen. Transkontinentale Wanderungen verändern
die ganze Welt, und Gesellschaften entsprechen kaum mehr dem
überkommenen Muster homogener Nationalstaaten.

Globalisierung, soziale Polarisierung und Pauperisierung großer
Teile der Weltbevölkerung fördern die Migration, welcher aufgrund
einer multimedial erweiterten Informations- und Kommunikations-
struktur künftig noch mehr Bedeutung zukommt. Bedingt durch
Spaltungstendenzen zwischen wie innerhalb der einzelnen National-
staaten differenziert sich auch die Migration aus: Während die
transnationale Eliten- und Expertenmigration positiv, als »Standort-
vorteil« bewertet wird, gilt Armutsmigration bzw. Flucht den
Bewohnern reicher Länder als »Standortnachteil«, der zu vermeiden
oder zu verringern ist. 

Zuwanderung wird nicht nur in Deutschland seit jeher unter dem
Gesichtspunkt ihres volks- oder betriebswirtschaftlichen Nutzens
diskutiert. So wies Wengeler (2000) in einem Diskursvergleich zwi-
schen der Bundesrepublik, der Schweiz und Österreich nach, daß
dieser Topos schon während der 70er Jahre überall eine Spitzenstel-
lung unter den die Immigration befürwortenden Argumentations-
mustern einnimmt. 

Einen neuen Fokus der Medienberichterstattung bildet das Thema
»illegale Migration«, meist verbunden mit Horrorszenarios im Hin-
blick auf eine Invasion der hungernden Massen Afrikas, und die
Grenzöffnung nach der EU-Osterweiterung. Da der Landweg für
Armutsflüchtlinge durch die sog. Drittstaatenregelung weitgehend
versperrt ist, spielt das Meer neuerdings eine besondere Rolle.

»Medien der extremen
Rechten zitierten Politiker
und Wissenschaftler aus der
›gesellschaftlichen Mitte‹,
die der multikulturellen Ge-
sellschaft und den ›Parallel-
gesellschaften‹ den Kampf
ansagten und sich für eine
deutsche Leitkultur stark
machten, und dokumentier-
ten Artikel bzw. Kolumnen,
die zuvor in den etablierten
Medien veröffentlicht worden
waren und die Forderungen
nach einer deutschen Leit-
kultur mit der sog. Inländer-
frage und dem ›deutschen
Nationalstolz‹ verknüpften.«
(Hentges 2002: 113 f.).

Mit der Schlagzeile
»Lebenslüge Multikultur«
überschrieb beispielsweise
die Rheinische Post am
30. Oktober 2000 einen
Kommentar ihres Chef-
redakteurs Reitz, in dem
dieser Umdeutungsmecha-
nismus griff. »Multikultur ist
eine Illusion«, hieß es da,
»sogar eine nicht einmal
wünschenswerte, weil
Parallelgesellschaften sich
herausbilden würden und
ein womöglich gar blutiger
Kampf um Vorherrschaft in
der Gesellschaft anfinge«.
Folglich wurde die Leit-
kultur als Schutzschild
gegenüber kultureller Über-
fremdung, schleichender Is-
lamisierung und Bürgerkrieg
betrachtet.

Besagte »Dualisierung«
der Migration spiegelt sich
heute auch in einer stärke-
ren Differenzierung seitens
der Massenmedien wider:
Während der wirtschaftliche
Nutzen einer vermehrten
Experten- und Elitenmigra-
tion klarer herausgestellt
wird, akzentuiert man auch
die schädlichen Auswir-
kungen von Armutswande-
rungen und Fluchtbewe-
gungen mehr.
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Wie manche Journalist(inn)en das Spezialproblem »illegale Zuwan-
derung« behandeln, grenzt ohnehin an Heuchelei: Man empört sich
wortreich über die Rücksichtslosigkeit der Schlepper- bzw. Schleu-
serbanden, die zwecks eines hohen Gewinns selbst den Tod von
Migrant(inn)en aus der sog. Dritten Welt in Kauf nehmen, fragt aber
nicht, ob sich Menschen wie jene 58 Chinesen, deren tragischer
Erstickungs- bzw. Kältetod in einem Kühllastwagen gegen Ende
Juni 2000 als »Drama von Dover« tagelang Presseschlagzeilen
machte, vielleicht nur deshalb zweifelhaften Organisationen anver-
trauen, weil sich Westeuropa – aus ähnlich egoistischen Gründen,
wie sie diesen vorgeworfen wurden – immer mehr abschottet und
gegenüber dem Flüchtlingselend verschließt.

Im Frühjahr 2000 erfuhr die Zuwanderungsdebatte eine neue Wen-
dung, als Bundeskanzler Schröder auf der Computermesse CeBIT
anregte, gezielt IT-Fachleute aus Nicht-EU-Ländern anzuwerben,
und das Arbeitsministerium eine Green-Card-Verordnung nach US-
amerikanischem Muster, aber mit weniger großzügigen Aufenthalts-
regelungen vorbereitete. Die seither auch in den Medien verstärkt
erörterte Frage »Nutzen uns die Zuwanderer oder nutzen sie uns
aus?« beruht auf nationalistischen und rassistischen Prämissen, wel-
che der proklamierten Weltoffenheit eigentlich Hohn sprechen. Sie
grenzt ein nationales Kollektiv, die deutsche »Wir«-Gruppe, »den
anderen« bzw. »den Fremden« gegenüber ab. 

Nach mehreren Jahrzehnten massiven Widerstandes in der politi-
schen Öffentlichkeit schien sich aufgrund der Green-Card-Initiative
von Bundeskanzler Schröder ein gesellschaftlicher Grundkonsens
darüber herauszubilden, daß es keine Alternative zur Einwande-
rungsrealität gibt und daß man sich damit arrangieren muß. Es
wurde im Unterschied zur »Gastarbeiter«-Diskussion 1970 bis 1973
einerseits und zu den Asyldebatten 1980 bis 1983 bzw. 1991 bis
1993 andererseits mehrheitlich für eine Öffnung der Bundesrepublik
und für die (begrenzte) Einwanderung plädiert. Seit dem Anwerbe-
stopp im November 1973 bestanden nie so große Chancen für eine
breite Akzeptanz von Immigration, obwohl kritisch einzuschränken
bleibt, daß die Interessen der Wirtschaft am Import von Arbeitskräf-
ten den Anstoß dazu gaben und der Nützlichkeitsaspekt die Bereit-
schaft zur Erteilung befristeter Arbeitsgenehmigungen und Aufent-
haltserlaubnisse für ausländische Fachkräfte förderte.

Migration und Integration spielten im Wahlkampf keine unwich-
tige Rolle, weil die Union den Konflikt um das von ihr abgelehnte,
nach einer umstrittenen Abstimmung im Bundesrat am 22. März
2002 verabschiedete und knapp drei Monate später von Bundesprä-
sident Rau unterzeichnete Zuwanderungsgesetz fortführte und das
Schlüsselthema »Bekämpfung der Arbeitslosigkeit« in demagogi-
scher Manier mit dem »Ausländerproblem« zu verkoppeln war. Vor
allem in der Boulevardpresse erschien Zuwanderung einmal mehr
als eine Bedrohung und Belastung für »die Deutschen«. Man brachte
sie mit Arbeitsplatzverlust, »Überfremdung«, Wohnungsknappheit,
(Gewalt-)Kriminalität und Sozialleistungsmißbrauch in Verbindung.
Bedeutsam war dabei die Komposition von Artikeln, Kommenta-
ren und Berichten. BILD plazierte zum Beispiel am 9. Juli 2002 die

Am 17. Juni 2002 erschien
der SPIEGEL mit einem
Titelbild, das unter der
Überschrift »Ansturm der
Migranten: Europa macht
dicht« ein mit verlumpt aus-
sehenden Menschen vollge-
pfropftes Flüchtlingsschiff
zeigt. Anlaß dafür bot der
EU-Gipfel in Sevilla, auf
dem vier Tage später die
Verschärfung der Grenz-
kontrollen und eine völlige
Entrechtung der »Illegalen«
beschlossen wurden.

In der sehr breit angelegten
Diskussion über Green
und/oder Blue Card domi-
nierte erstmals wieder nach
1945 offen das »deutsche
Interesse«, wobei weniger
völkische als standortnatio-
nalistische Argumentations-
muster hervortraten.

Nach dem 11. September
2001 wurde der erhoffte 
Paradigmawechsel in der
(arbeitsmarktbezogenen)
Migrationspolitik aber 
durch einen autoritären
Sicherheitsdiskurs konter-
kariert: Der von Otto Schily
vorgelegte und später noch
wiederholt modifizierte Ent-
wurf für ein Zuwanderungs-
gesetz erfüllte die durch
eine von ihm berufene
Kommission geweckten
Erwartungen nicht einmal
ansatzweise.
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Meldung, daß die Zahl der Arbeitslosen im Monat davor wieder auf
knapp 4 Millionen gestiegen war, und einen Bericht über den
drohenden Bankrott des Maschinenbaukonzerns Babcock-Borsig
(»Jetzt stehen rund 13 500 deutsche Jobs auf dem Spiel«) direkt un-
ter der Ankündigung eines Streitgesprächs zwischen den beiden
Spitzenkandidaten zu mehreren Themen mit der Überschrift »Schröder
und Stoiber im Duell bei BILD: Wie viele Ausländer sind genug?«
Neben einer schwarzen Bikini-Schönheit ging da die Kurzmeldung
»Weniger Asylbewerber« über einen Rückgang von 11,2 Prozent ge-
genüber dem Vorjahreshalbjahr nahezu unter. 

Rahmenbedingungen, Chancen und Grenzen
der Rechtsextremismus-Diskussion
»Rechtsextremismus« ist ein Medienthema, das Konjunkturen und
Debattenzyklen kennt, die von der weitgehenden Tabuisierung bis zur
Dramatisierung und von der Bagatellisierung bis zur Skandalisierung
reichen. Manchmal gehen Verharmlosung und Hysterie sogar Hand in
Hand. Trotz der breit angelegten Diskussion, die nach dem 27. Juli
2000 (Bombenanschlag in Düsseldorf) begann und am 23. November
2000 mit der BILD-Titelzeile »Neonazis ertränken Kind« ihren Höhe-
punkt und Abschluß erreichte, hat sich die Öffentlichkeit mit dem
Rechtsextremismus, Hintergründen und Urhebern nie ernsthaft aus-
einandergesetzt. Vielmehr erfüllt die emotionalisierte Debatte eine po-
litische Ablenkungs-, Entlastungs- und Legitimationsfunktion. 

Die entsetzte Reaktion des Auslandes war der Auslöser dafür, daß
die Auseinandersetzung mit dem Rechtsextremismus in den Medien
zum ersten Mal seit fast zehn Jahren wieder breiten Raum einnahm.
Bis heute spürbar ist eine Sensibilisierung großer Teile der Öffent-
lichkeit für (ethnische) Minderheiten betreffende Diskriminierungs-
maßnahmen, rassistische Ausgrenzung und Tendenzen zur ultrarech-
ten Formierung. Gleichwohl weicht man der zentralen Erkenntnis
von Fachwissenschaftlern immer noch aus: Es handelt sich beim
modernen Rechtsextremismus keineswegs um ein Randphänomen,
etwa das Aufbegehren sozial Benachteiligter, Randale oder einen
»stummen Protestschrei« vernachlässigter Jugendlicher, sondern um
ein Problem, das uns alle betrifft, das »aus der Mitte unserer Gesell-
schaft« kommt und das nur sie selbst bewältigen kann, aber weder
Polizei und Justiz noch Lehrer/innen und Sozialarbeiter/innen allein
zu lösen vermögen.

Fast ausschließlich ereignisorientiert berichtend, also kaum struk-
turelle Zusammenhänge erhellend, verkürzen die Massenmedien das
Thema »Rechtsextremismus, Rassismus und Gewalt« vielfach auf
Sensationshascherei. Dabei stehen die (meist männlichen) Täter ein-
deutig im Zentrum des Interesses, während die Hintermänner, Opfer
und Folgen rechtsextremer bzw. rassistisch motivierter Übergriffe
(beispielsweise für die politische Kultur unseres Landes) häufig im
dunkeln bleiben. Brigitta Huhnke (1993: 243) hat einschlägige
Berichte zweier großer Wochenzeitschriften (Bild am Sonntag und
SPIEGEL) miteinander verglichen, beschreibt eindrucksvoll, was sie
»Täter-Opfer-Umkehrung« nennt, und zeigt am Beispiel eines
BamS-Artikels über die Ermordung eines Türken, wie rechte Gewalt
als Konsequenz einer gestörten Adoleszenz verharmlost wurde. Mi-

Das Thema »Zuwanderung«
geriet in den Strudel des
Bundestagswahlkampfes,
weil CDU und CSU im
Januar 2002 mit dem
bayerischen Ministerpräsi-
denten Stoiber einen Poli-
tiker zu ihrem Kanzlerkan-
didaten kürten, der sowohl
für restriktive Regelungen
bei der Arbeitsmigration wie
neuerliche Einschränkungen
des Asylrechts warb (vgl.
Reißlandt 2002: 241 ff.).

So überdeckt der Themen-
komplex Jugendgewalt die
Gewalttätigkeit der Erwach-
senen bzw. der von ihnen
geprägten Welt; erschwert
die kritische Reflexion über
politische Fehler und Ver-
säumnisse im deutschen
Einigungsprozeß; schließlich
rechtfertigt man damit auto-
ritäre Erziehungsstile und
Entwicklungstendenzen.

Erst als der »Wirtschafts-
standort D« in Verruf geriet
und ausländische Groß-
investoren nach Hetzjagden
auf Schwarze sowie der
Schändung jüdischer Fried-
höfe und Synagogen vor
allem Ostdeutschland
rechts liegen zu lassen
drohten, schenkte man
der rassistischen Gewalt
die nötige Beachtung und
forderte die Bürger/innen
zur Zivilcourage auf.
»Rechtsextrem motivierte
Straftaten und daraus resul-
tierende Gegenaktivitäten
stellen sie in den Vorder-
grund, während Berichte
über rechtsextreme Aktivi-
täten, die keine Straftaten
sind, und latenten Rechts-
extremismus kaum oder
gar nicht vorkommen.«
(Pfeiffer u. a. 2002: 275)
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litante Skinheads erschienen als »verunsicherte Jugendliche«, Neo-
nazis und Rechtsterroristen als »unpolitische Schlägertypen«.

Problematisch war, daß die Journalist(inn)en besonders spekta-
kuläre Fälle, mit dem »Mord« an dem kleinen Joseph Abdulla aus
Sebnitz im November 2000 auch noch einen offenbar bloß konstru-
ierten, ins Zentrum ihrer Berichterstattung rückten. Darüber geriet
die »Normalität« des alltäglichen Rassismus, der sich nicht in Tür-
kenwitzen erschöpft, sondern auch in Vorurteilen, Klischees und
Stereotypen über die Angehörigen ethnischer Minderheiten manife-
stiert, gänzlich aus dem Blickfeld. 

Zu kurz kam insbesondere die Ursachenforschung: Statt nach
überzeugenderen Erklärungen zu suchen, die den gesellschaftlichen
Institutionen womöglich eine Mitverantwortung an der weiten Ver-
breitung ultrarechter Ideologien bescheinigt hätten, bezog man sich
lieber auf Deutungsmuster, die Entschuldigungen für die Gewalttä-
ter glichen. Rasch konzentrierte sich die Öffentlichkeit auf den Vor-
schlag des bayerischen Innenministers Beckstein, die NPD verbieten
zu lassen. Es gibt aber kein Patentrezept, und wer überhaupt nicht
analysiert, wie, wo und warum der Rechtsextremismus entsteht,
kann ihn schwerlich mit Erfolg bekämpfen. Gegenmaßnahmen grei-
fen nur, wenn sie an den Wurzeln ansetzen.

Schon nach einer kurzen Beschäftigung mit Theorien über Rechts-
extremismus, Rassismus und Gewalt fällt auf, daß es keinen über-
zeugenden Erklärungsansatz, sondern eine Vielzahl von Deutungs-
mustern gibt, die sich zum Teil widersprechen und wechselseitig
ausschließen. Dabei korreliert die Beliebtheit der einzelnen Theorien
bzw. Theorieversatzstücke oft mit ihrer Beliebigkeit. Die in der
Tagespublizistik vorherrschende Tendenz zur Simplifizierung eines
letztlich unbegriffenen Problems fand man übrigens auch in seriösen
Fachorganen, wo Rechtsextremismus als »Jugendprotest« und hand-
fest ausgetragener Generationskonflikt interpretiert wurde. 

Durch die Gleichsetzung ultralinker und -rechter Gewalt im Rah-
men der Diskussion über die »Sponti«-Vergangenheit von Außenmi-
nister Fischer sowie die Haltung von Umweltminister Trittin zum
»Mescalero«-Artikel eines Göttinger Studenten, der 1977 zwar
»klammheimliche Freude« über den Tod von Generalbundesanwalt
Buback geäußert, sich aber unmißverständlich von dem Mord und
terroristischen Methoden generell distanziert hatte, wurde der Ras-
sismus verharmlost. Denn wenn die organisierten Hetzjagden auf
wehrlose Asylbewerber nur die zeitgemäße Form der Straßen-
schlachten darstellen, die sich jugendliche Demonstranten und Poli-
zisten während der 60er oder 70er Jahre lieferten, dann kann das
Wüten des rechten Mobs so schlimm nicht sein.

»Deutsche(s) zuerst!« – Diskurse der Rechten wandern
in die gesellschaftliche Mitte und die Mainstream-Medien
Während man den »Aufstand der Anständigen« proklamierte bzw.
landauf, landab »Bündnisse für Demokratie und Toleranz« initiierte,
wanderten vermehrt ursprünglich rechte Diskurse in die bürgerliche
Mitte. Hier sei nur jener Argumentationsstrang genannt, den ich als
Demographie-Diskurs bezeichne. Was sich früher als Sorge um die
Größe und die Reproduktionsfähigkeit des eigenen Volkes in ultra-

»Durch die überwiegende
Berichterstattung im ›Fall
Joseph‹ hat die Presse
ihrem Auftrag und vielfach
erklärten Anspruch, drän-
gende, aber vernachlässigte
Themen auf die politische
Agenda zu setzen und das
gesellschaftliche Problem-
bewußtsein zu schärfen, ei-
nen Bärendienst erwiesen.«
(Pfeiffer u.a. 2002: 287)

Vgl. hierzu ausführlich
Butterwegge 2001 und
2002 a: 101 ff.
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rechten Presseorganen wie Nation und Europa, Deutsche Stimme,
National-Zeitung oder Der Republikaner artikulierte, wird heute
in den Mainstream-Medien thematisiert. Die »demografische Apo-
kalypse« wird beschworen, um ein Rollback des konservativen
Familienidylls und reaktionärer Praktiken der Bevölkerungspolitik
durchsetzen zu können. Dabei nimmt man billigend in Kauf, daß
rechtsextreme Kernideologeme (Biologismus, Sozialdarwinismus
und Sexismus), die ähnliche Forderungen beinhalten, an politischem
Einfluß gewinnen.

Neben begrenzter Zuwanderung (möglichst aus »benachbarten
Kulturkreisen«) wird aktive Geburtenförderung als Mittel favori-
siert, das eine weitere Schrumpfung der Population aufhalten oder
umkehren soll. Die von dem CDU-Politiker Rüttgers im Jahr 2000
ausgegebene, von den REPublikanern auf ihre Wahlplakate über-
nommene Parole »Kinder statt Inder« zieht sich wie ein roter Faden
durch Diskussionen über eine Wende in der Familien- und eine
Rückkehr zur »nationalen Bevölkerungspolitik« (Edmund Stoiber).

Unter der Überschrift »Kinder als Schicksal« verlieh die neurechte
Junge Freiheit am 14. Januar 2000 ihrer Überzeugung Ausdruck,
daß Immigration den Geburtenrückgang nicht stoppen könne. Am
14. August 2000 erschien die ZEIT mit der Schlagzeile »Kinder,
Kinder!« Auf dem Höhepunkt der Auseinandersetzung mit dem
Rechtsextremismus, dessen Publizistik seit Jahrzehnten eine fami-
lienpolitische Großoffensive verlangt, beklagte Susanne Mayer hier,
daß die Zahl »der Deutschen« rapide falle und eine Familienpolitik
noch immer fehle. Um eine pronatalistische Sozial- und Familien-
politik ging es auch in ihrem Artikel »Die betrogene Familie« vom
1. Februar 2001, der sich seiner Diktion, hysterischen Aufgeregtheit
und dramatisierenden Beschwörungsformeln nach kaum von ent-
sprechenden Beiträgen in rechtsextremen Publikationsorganen un-
terscheidet, zumal diese aus taktischen Gründen eher Zurückhaltung
bei den Formulierungen üben. Auch die Art und Weise, wie »Kin-
derarmut«, die es zunehmend auch wieder in der Bundesrepublik
gibt, nicht mehr als soziale Notlage junger Menschen, sondern als
»Mangel an (deutschen) Kindern« begriffen und zum Hauptproblem
der Gesellschaft hochstilisiert wird, erinnert an ultrarechte Gazetten.

Während man die Alten, weil für den »Standort D« nicht mehr
produktiv, in der öffentlichen Meinung herabsetzt und das Alter ent-
wertet (vgl. Guha 2000), erhalten (deutsche) Kinder nicht nur in den
rechtsextremen Medien einen Kultstatus und Familien geradezu
Fetischcharakter. In demagogischer Weise werden die Generationen
gegeneinander ausgespielt. Während Mayer den »Notfall«, daß »immer
mehr Frauen und Männer (...) einfach keine Kinder mehr (bekom-
men)«, einerseits durch weitere Steuerfreibeträge für Familien
(Umwandlung des Ehegatten- in ein Familiensplitting, das beson-
ders kinderreiche Spitzenverdiener begünstigen würde) bekämpfen
möchte, sollen andererseits Strafabgaben (»Wenn eine Familie für
ein Kind im Monat 800 Mark aufbringt, könnten doch Kinderlose
einen vergleichbaren Betrag an das Finanzamt abführen.«) einge-
führt und die Mittel für Ältere drastisch beschnitten werden. 

Rechtsextreme Gazetten berufen sich ihrerseits auf die Berichte
und Berechnungen bürgerlicher Massenmedien, um ihre teilweise

»Sterben die Deutschen
(bald) aus?« fragte zum
Beispiel die rheinische
Boulevardzeitung EXPRESS
im Sommer 2000 wieder-
holt, und der SPIEGEL be-
nutzte am 23. Oktober 2000
die eine Nazi-Parole ins
Gegenteil wendende Über-
schrift »Raum ohne Volk«.

»Massive Zuwanderung
zwecks Rentenabsicherung
ist zwar originell, aber mit
seriösen ökonomischen Ar-
gumenten nicht zu begrün-
den. Stattdessen schweigt
die politische Klasse zum
eigentlichen Thema: wie die
Deutschen schlicht ermutigt
werden können, wieder
mehr Kinder in die Welt zu
setzen.« (Junge Freiheit)

Kindermangel, meinte
Mayer, bedrohe die »Sub-
stanz des Staates«. Sie
fragte denn auch: »Wer soll
einst für die Älteren sorgen?
Woher sollen die Ärzte, die
Ingenieure, die Wissen-
schaftler, die Lehrer und
Computerfachleute kom-
men, um unserem Land
eine Zukunft zu geben? Aus
dem Internet? Wollen wir
nur noch (?!) Fachkräfte aus
der Dritten Welt abwerben?«
Die ZEIT-Redakteurin be-
hauptet allen Ernstes, »daß
jede (?!) Rente schon heute
viel zu hoch ist, aufgebläht
durch Summen, die eigent-
lich anderen zustehen –
Eltern nämlich, deren
Tätigkeit in Haushalt und
Kindererziehung spätere
Erwerbsarbeit überhaupt
erst ermöglicht, die zum
Rentenbezug berechtigt.«
Dabei übersah sie, daß viele
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absurden Behauptungen seriös erscheinen zu lassen. Hier sei nur die
Parteizeitung Der Republikaner genannt, wo Michael Wiesberg unter
der Überschrift »Rot-grüne ›Rentenreform‹: Deutsche Kinder uner-
wünscht?« nach mehreren Zitaten aus dem ZEIT-Artikel Susanne
Mayers behauptete: »In einer Zeit, in der von morgens bis abends die
demographische Misere der Deutschen beklagt wird, beschließt die
rot-grüne Mehrheit im Bundestag eine Rentenreform, die auf eine
Bestrafung von Kindern hinausläuft. Die Folge wird sein, daß noch
weniger deutsche Paare Kinder bekommen werden. Da drängt sich
die Frage auf, ob nicht genau dies gewünscht ist. Die Rechnung der
rot-grünen Gesellschaftsingenieure: Je weniger deutsche Kinder auf
die Welt kommen, desto mehr Zuwanderer können ins Land strömen.«

Fast alle Medien der Bundesrepublik begrüßten das Urteil des
Bundesverfassungsgerichts zur Pflegeversicherung überschweng-
lich, wonach Eltern, weil sie auch einen »generativen Beitrag« zur
Funktionsfähigkeit dieses Sozialversicherungssystems leisteten,
geringere Beiträge zahlen sollen. Die Junge Freiheit sprach von ei-
nem »Sieg für die Familie«, titelte »Kinder sind unser Kapital« und
frohlockte: »Familienpolitik wird nach diesem Urteil zu einem be-
herrschenden Thema im Bundestagswahlkampf 2002 werden.«

Nur selten melden sich Stimmen zu Wort, die mäßigend wirken
und die befürchteten Folgen des demographischen Wandels relati-
vieren. So bemerkte Heik Afheldt am 17. Mai 2001 in der ZEIT, 65
Millionen Einwohner seien für die Bundesrepublik ausreichend.
Allerdings kam der Artikel nicht ohne Warnung vor zu viel (Arbeits-)
Migration aus, die in alarmistischer Manier dargestellt wurde: »Man
kann sich leicht ausrechnen, was für ein dramatischer Wettbewerb
um ›gute Einwanderer‹ entbrennen wird. Einwanderer, die möglichst
kulturverwandt, arbeitswillig und gut ausgebildet, sprachbegabt und
damit leicht integrierbar sind. Und Kinder sollten sie auch noch krie-
gen wollen. Das alles verlangt viel eher nach Kopfprämien als nach
huldvoll gewährten Sondergenehmigungen wie Green Cards.«

Zuwanderung wird heute vermehrt mit der demographischen Ent-
wicklung begründet. Es ist zu erwarten, daß der Diskurs über den
Geburtenrückgang, fehlende (deutsche) Kinder und die negativen
Auswirkungen für den »Wirtschaftsstandort D« bzw. das System der
sozialen Sicherung die mediale Öffentlichkeit künftig noch stärker
beeinflussen wird. Er birgt die Gefahr einer weiteren Verquickung
bzw. Überlappung rechtsextremer und etablierter Positionen der
»Mitte« in sich. Der demographische Wandel könnte auch dazu ge-
nutzt werden, darüber zu streiten, ob das nationalistische Konstrukt
»deutsches Volk« überhaupt noch zeitgemäß ist und die Aufmerk-
samkeit der Massenmedien verdient oder ob umgekehrt die Globali-
sierung – hier verstanden als Prozeß eines Zusammenwachsens der
Welt – nicht zu einer kosmopolitischen Orientierung führen muß.
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